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Pressemitteilung

Steigende Flüchtlingszahlen = Höhere kommunale Lasten
Kommunale Spitzenverbände fordern vollständigen 
Ausgleich der Asylkosten
Mit Blick auf die laufenden Beratungen im Landtag über den Nachtragshaushalt 2015/2016 fordern die Kommunen im Land Sachsen-Anhalt einen kompletten Ausgleich aller ihnen im Zusammenhang mit dem starken Zuzug von Asylbewerbern entstehenden Kosten. 
Im Vorfeld einer Landtagsanhörung am kommenden Montag stellen beide kommunalen Spitzenverbände heute in Magdeburg fest, dass allein im ersten Halbjahr des Jahres 2015 die Kosten für Unterbringung und Betreuung der Asylbewerber und Flüchtlinge zwischen 20 und 30 % gegenüber 2014 gestiegen sind. Für das zweite Halbjahr dürften die Ausgaben weiter steigen, weil sich die Zahl der Antragsteller noch einmal überproportional erhöht hat.
„Das Land hat den Landkreisen und kreisfreien Städten zugesagt, die ihnen im Asylbereich entstehenden Kosten vollständig auszugleichen. Die angedachte Fallkostenpauschale von 8.600 Euro pro Person ist dafür aber keinesfalls ausreichend. Sie basiert auf den Kosten des Jahres 2014 und einer Flüchtlingszahl von 9000 Personen. Diese Annahmen sind längst überholt“, so Heinz-Lothar Theel, Geschäftsführendes Präsidialmitglied des Landkreistages Sachsen-Anhalt. 

„Das Land Sachsen-Anhalt rechnet zwischenzeitlich für 2015 mit rd. 30.000 Asylbewerbern. Diese Entwicklung führt zu einer spürbaren Verknappung von Wohnraum und damit zu deutlich höheren Preisen. Deshalb kann es nicht bei der Fallkostenpauschale von 8.600 Euro/Person bleiben. Die den Kommunen entstehenden Kosten müssen zum Ende des Jahres vollständig vom Land ausgeglichen werden“, ergänzt Jürgen Leindecker, Landesgeschäftsführer des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt.
Beide Kommunalen Spitzenverbände begrüßen die Verständigung auf Bundesebene zur Neuausrichtung der Asyl- und Flüchtlingspolitik. Die vom Bund in erheblicher Größenordnung bereitgestellten Finanzmittel müssen allerdings auch bei den Kommunen in Sachsen-Anhalt ankommen. Das ist bisher nicht erkennbar. Trotz der zusätzlichen Bundesmittel hält das Land an der viel zu niedrigen Fallkostenpauschale von 8.600 Euro/Person unverändert fest.
„Die Unterbringung, Betreuung und Integration der Asylbewerber wird von den Kommunen vor Ort geleistet. Hierfür stehen außer den Landeszuweisungen keine weiteren Einnahmen zur Verfügung. Wir erwarten daher, dass sich das Land zu seiner Verantwortung bekennt und mit Hilfe der zusätzlichen Bundesmittel für einen Ausgleich aller Kosten bei der Unterbringung, Gesundheitsversorgung und sozialen Betreuung der Asylbewerber sorgt“, so Geschäftsführer Leindecker und Theel. 
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